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HOPP, HOPP, HOPP, WIMI LAUF GALOPP...

So oder so dhnlich konnte man den Alltag der wissenschaftlichen Mitarbeiterlnnen um-
schreiben. Stdcke und Steine gibt es dort in ausreichender Menge. Es geht um Quali-
fikation, um Bestenauslese und ganz nebenbei noch um Broterwerb. Die Gesetzgeber
formulieren Rahmenbedingungen, die moglichst schnell ans Ziel fihren und gleichzei-
tig die Freiheit von Forschung und Lehre nicht einschrdanken sollen. Die begrenzten
finanziellen Mittel sind dabei hdufig geeignete Druckmittel, um maoglichst viel Leistung
in befristeter Zeit abzurufen.

Leider haben die vergangenen Jahre gezeigt, dass doch einiges im Argen liegt im soge-
nannten wissenschaftlichen Mittelbau. Engagierte und hochmotivierte Wissenschaft-
lerlnnen verlieren die Perspektive, haufig fehlt die Zeit fur die eigene Qualifikation,
an die eigene Lebensplanung oder Kreditwiirdigkeit ist mit befristeten Vertragen nicht
zu denken. Und dies betrifft immerhin 90 % aller Vertrage mit wissenschaftlichen und
kiinstlerischen Beschéftigten an unserer Universitat.

Nun tut sich endlich etwas: Die Gesetzgeber missen auf den 6ffentlichen Druck re-
agieren, die Koalitionspartner miissen sich an ihren Versprechen messen lassen und so
stehen derzeit einige Gesetzesdanderungen an, die sich unmittelbar oder mittelbar auf
die Beschaftigungsverhaltnisse von Wissenschaftlerinnen auswirken.

Die wichtigsten Anderungen haben wir in dieser Sonderausgabe zusammengefasst.

Viel Spal damit!
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DRINGEND REPARATURBEDURFTIG!
ZUR GESCHICHTE DES WISSENSCHAFTSZEITVERTRAGSGESETZES

CDU/CSU und SPD hatten schon im
November 2013 im Koalitionsvertrag
festgelegt, dass das Wissenschaftszeit-
vertragsgesetz (WissZeitVG) novelliert
werden soll. Zwar lagen befristete Be-
schaftigungsverhaltnisse aufgrund von
Qualifizierungsphasen, zeitlich befriste-
ten Forschungsprojekten und anderen
Sachgriinden in der Natur des Wissen-
schaftsbetriebs, der Anteil der Befristun-
gen und insbesondere der Befristungen
Uber sehr kurze Zeitrdume héatten aber
einen Handlungsbedarf entstehen las-
sen. CDU/CSU und SPD kiindigten also
an, auf die Proteste von Wissenschaft-
lerinnen und Gewerkschaften wegen
der vollig aus dem Ruder gelaufenen
Befristungspraxis an Hochschulen und
Forschungseinrichtungen reagieren zu
wollen.

QI 2007

Das WissZeitVG trat am 18.04.2007 in
Kraft. Bis 2007 hatte der Bund durch das
Hochschulrahmengesetz (HRG) einen
Rahmen fir die Landeshochschulgesetze
gesetzt. Nach der Foderalismusreform
fiel die Zustandigkeit fur die Hochschu-
len ausschlieRlich den Landern zu. Das
HRG verlor daher seine Giiltigkeit. Das
HRG enthielt aber spezielle Regelungen

fiir die Befristung von Arbeitsvertrdagen
von Wissenschaftlerinnen an den Hoch-
schulen. Das WissZeitVG sollte diese
Regelungen aufnehmen und damit den
Hochschulen und Forschungseinrichtun-
gen weiterhin Rechtssicherheit bei der
Befristung von Arbeitsvertragen bieten.
Das WissZeitVG schrieb aber nicht nur
die bisherigen gesetzlichen Regelungen
fort, sondern erweiterte den Anwen-
dungsbereich auf Forschungseinrich-
tungen und auf nicht-wissenschaftliches
Personal in Drittmittelprojekten .

m Bundesministerium
& fiir Bildung

und Forschung

Am 06.06.2007 hielt Ministerialrat Dirk
Schiller vom BMBF auf der Tagung des
Arbeitskreises Fortbildung der Univer-
sitdtskanzlerinnen eine Rede zum neu-
en Tarifrecht und Befristungsrecht. Er
hoffte damals, dass das WissZeitVG von
den Hochschulleitungen genutzt werde,
um Wissenschaftlerinnen im Anschluss
an ihre Qualifikation bessere Beschaf-
tigungsperspektiven zu eroéffnen. Eine
gravierende Fehlentwicklung sei es,
wenn bisherige Dauerstellen wegen der
erweiterten Befristungsmoglichkeiten in
befristete Positionen umgewandelt wir-
den. Im Gegenteil solle auch im Hoch-
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schulbereich geprift werden, ob nicht
ein Teil der Drittmittel fiir unbefristete
Anstellungen genutzt werden konne.
Der Gesetzgeber habe den Beteiligten
so viel Freiheit wie moglich eingerdumt,
weil er darauf vertraue, dass mit den
Moglichkeiten des Gesetzes verantwor-
tungsvoll umgegangen werde.

Ein Vertrauen, dass im Nachhinein kaum
zu rechtfertigen ist.

HMMMMMHZOlO

So hatte zum Beispiel die HIS-Studie
,Wissenschaftliche Karrieren” von Jaksz-
tat, Schindler und Bries bereits 2010
ergeben, dass die berufliche Situation
der Nachwuchswissenschaftlerinnen
durch ein hohes Maf} an beruflicher Un-
sicherheit gekennzeichnet ist. Mit Bezug
auf die WiNbus'-Befragung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses waren bei
den nicht-promovierten Nachwuchswis-
senschaftlerinnen 93 % bis 95 % befris-
tet beschaftigt, bei den Promovierten
81 % bis 90 %.

H I S Hochschul
B Informations

B System eG

1 WiNbus ist ein vom Deutschen Zentrum
fiir Hochschul- und Wissenschaftsforschung
(DZHW) durchgefiihrtes und vom Bundesmi-
nisterium fiir Bildung und Forschung (BMBF)
geférdertes Online-Access-Panel fiir den wis-
senschaftlichen Nachwuchs in Deutschland.

HMMMMMHZOll

Auch die Evaluation des WissZeitVG
(Georg Jongsmanns, 4/2011) zeichnete
kein rosiges Bild bezluglich der Beschaf-
tigungssituation des wissenschaftlichen
Mittelbaus. Die Zahl der wissenschaft-
lichen Mitarbeiterinnen war zwar von
106.400 im Jahr 2004 auf 146.100 im
Jahr 2009 gestiegen, allerdings seien
83 % der Wissenschaftlerlnnen befristet
beschéftigt. Tendenz: steigend.

Fir die damalige Bundesregierung war
das WissZeitVG dennoch ein voller Er-
folg, die Rechtssicherheit bei der Be-
fristung von Arbeitsvertragen fur Wis-
senschaftlerlnnen an Hochschulen und
Forschungseinrichtungen war schlie3-
lich hergestellt. Entsprechend lautete
damals die Uberschrift der Pressemittei-
lung zur Evaluation des WissZeitVG: ,Das
Wissenschaftszeitvertragsgesetz hat
sich bewahrt”. Die vielfach angemahn-
te berufliche Unsicherheit der Wissen-
schaftlerlnnen spielte fir die damalige
Wissenschaftsministerin Annette Scha-
van (CDU) offensichtlich keine Rolle.

Doch die Diskussion um das Gesetz lief3
sich so nicht befrieden. Die Kritik am
WissZeitVG durch Wissenschaftlerlnnen
und Gewerkschaften wurde im Gegen-
teil immer lauter und auch o6ffentlich
wahrgenommen.
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So hielt ver.di in einer Pressemitteilung
vom 16.03.2011 fest, dass sich das Wis-
senschaftszeitvertragsgesetz fiir die
Wissenschaftlerinnen mitnichten be-
wahrt hat. Aus Sicht von ver.di wurden
im Evaluationsbericht erhebliche Man-
gel, Unklarheiten und ,Irritationen’ ge-
nannt:

= Eine hohe Unzufriedenheit der Be-
schaftigten hinsichtlich der Familien-
freundlichkeit, der Aufstiegsmoglich-
keiten, der Arbeitsplatzsicherheit und
der Planbarkeit der Karriere.

= Ein massiver Anstieg der befristeten
Beschaftigungsverhaltnisse seit Ein-
flihrung des WissZeitVG.

= Jeder zweite Arbeitsvertrag in der
Quialifikationsphase wurde mit einer
Dauer von einem Jahr und einem Stel-
lenumfang von 30 % abgeschlossen.

= Auch wissenschaftliches Personal,
dass groRtenteils oder ausschlieRlich
Lehraufgaben wahrnimmt, wurde
auf Basis der sogenannten Qualifizie-
rungsbefristung beschéaftigt, obwohl
diesem Personenkreis in der Regel
kaum eine Moglichkeit fiir die wissen-
schaftliche Qualifizierung gegeben
wird.

= Unklare Regelung, ob wissenschaft-

liche Hilfskrdfte im Masterstudium
unter den Befristungsrahmen des
WissZeitVG fallen (Anrechnung dieser
Beschaftigungsverhaltnisse auf die
Hochstbefristungsdauer?).

= Die sogenannte familienpolitische
Komponente des WissZeitVG wurde
nur von rund einem Prozent der Be-
schaftigten Gberhaupt genutzt.

Deutscher
Bundestag

Die Kritik am WissZeitVG wurde von SPD,
Grinen und Linken aufgegriffen, wes-
halb u. a. der Bundestag am 22.09.2011
Uber die Zukunft des wissenschaftlichen
Nachwuchses debattierte. In dieser De-
batte wiesen CDU/CSU und FDP die von
den Oppositionsparteien gedullerte Kri-
tik scharf zuriick. Albert Ruppert (CDU/
CSU) betonte, dass sowohl an Hochschu-
len als auch an Forschungseinrichtungen
die Anzahl der Wissenschaftlerinnen
stark zugenommen héatte. Dieser Zu-
wachs sei auch dem Bund zu verdanken.
Es stelle sich aber die Frage, warum die
Hochschulen diese Sicherheit nicht in
den Arbeitsvertragen an den wissen-
schaftlichen Nachwuchs weitergdben.
Dr. Martin Neumann (FDP) wandte sich
sogar explizit gegen den Ausbau unbe-
fristeter Stellen. Die Lage in der Wis-
senschaft sei gar nicht so schlecht wie
von SPD, Griinen und Linken dargestellt.
Neumann forderte mehr Autonomie fur
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die Hochschulen, damit wirde sich die
Situation der Wissenschaftlerinnen auch
verbessern.

Letztlich sahen sowohl FDP als auch
CDU/CSU nicht den Gesetzgeber in der
Verantwortung. Das Gesetz gabe nur die
(erweiterten) Moglichkeiten vor, die ver-
antwortungsvolle Nutzung dieser Mog-
lichkeiten sei Sache der Arbeitgeber.

HMMMMMH2013

Daher liel} der Regierungswechsel 2013
auf ein Umdenken in der Politik hoffen.
Jedoch verschob auch der Koalitionsver-
trag von CDU/CSU und SPD die Verant-
wortung vor allem auf die Hochschulen
und Forschungseinrichtungen, ein ak-
tives Gegensteuern gegen den hohen
Befristungsanteil sei in erster Linie de-
ren Aufgabe. CDU/CSU und SPD wiirden
aber das entsprechende Bemihen der
Wissenschaftsorganisationen durch eine
Novellierung des WissZeitVG flankieren.

Soweit der Plan, die Bearbeitung lieR auf
sich warten.

HMMMMMHZOlS

Im April dieses Jahres veroffentlichten
SPD und CDU/CSU erstmals Eckpunkte
zur Novellierung des WissZeitVG. Befris-
tungen in der Phase der Qualifizierung
des wissenschaftlichen Nachwuchses
seien sinnvoll und notwendig. Mit der
Anderung des WissZeitVG solle aber der

schadlichen Ubertreibung entgegenge-
wirkt und ein politisches Zeichen gesetzt
werden, dass der Anteil der Befristun-
gen von wissenschaftlichem Personal —
insbesondere mit sehr kurzen Vertragen
— ein inakzeptables Mal} erreicht habe.

Daher sieht das Eckpunktepapier beziig-
lich der wissenschaftlichen Mitarbeite-
rinnen folgende Anderungen des Wiss-
ZeitVG vor:

= UnsachgemaRe Kurzbefristungen sol-
len unterbunden werden.

= Aus dem WissZeitVG soll sich kiinftig
klar ergeben, dass die sogenannte
sachgrundlose Befristung (= Befris-
tung in der Qualifikationsphase) nur
dann zuldssig ist, wenn eine Qualifi-
zierung als Teil des Arbeitsverhaltnis-
ses vereinbart ist.

= Unterbrechungen wie Mutterschutz/
Elternzeit oder Pflege von Kindern
und Angehorigen sollen nicht nur
eine Verlangerung eines bestehen-
den Arbeitsvertrages ermoglichen,
sondern auch einen entsprechend
langeren Vertrag bei einer anderen
Universitat.

= Eine Klarstellung, dass die sogenann-
te familienpolitische Komponente
sich nicht nur auf die Betreuung von
leiblichen Kindern bezieht, sondern
auch auf die Betreuung von Stief- und
Pflegekindern.

= Eine Klarstellung, dass studentische
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Hilfskrafttatigkeiten wahrend eines
Masterstudiums nicht auf den Befris-
tungsrahmen (Hochstbefristungsdau-
er) angerechnet werden.

Bildungsministerin  Johanna  Wanka
(CDU) legte kurz nach der Veroffentli-
chung einen ersten Arbeitsentwurf zur
Uberarbeitung des WissZeitVG vor. So-
wohl das Eckpunktepapier als auch die-
ser erste Entwurf der Novelle wurden
von verschiedenen Seiten kritisiert.

So warnte ver.di am 14.07.2015 vor ei-
ner unzureichenden Reform des Wiss-
ZeitVG. Die vollig ausufernde Praxis der
Kurzbefristungen wiirde nicht ausrei-
chend eingeschrankt. Der Arbeitsent-
wurf sehe nur eine Soll-Bestimmung zur
Einschrankung von Befristungen vor, die
in der Praxis ausgehohlt werden wirde.
Auch fehle eine Regelung fiir verbindli-
che Betreuungsvereinbarungen, um die
Qualifizierung des wissenschaftlichen
Nachwuchses sicherzustellen.

Ver.di forderte u. a., dass flr wissen-
schaftliche Beschaftigte auf Haushalts-
stellen in der Qualifizierungsphase Min-
destvertragslaufzeiten von drei Jahren
festgeschrieben werden. Bei Befristun-
gen fir Drittmittelprojekte forderte ver.
di, dass die zur Verfiigung stehenden fi-

nanziellen Mittel bei der Laufzeit der Ar-
beitsvertrage voll ausgeschopft werden.

Die Arbeitgeberseite dagegen will wei-
terhin keine weitergehenden gesetzli-
chen Regelungen und betont die Selbst-
verantwortung der Hochschulen und
Forschungseinrichtungen. So hielt die
Allianz der Wissenschaftsorganisationen
in ihrer Stellungnahme zur geplanten
Novelle vom 25.03.2015 zwar fest, dass
es bei der praktischen Anwendung des
WissZeitVG in der Vergangenheit zu sehr
kurzen Vertragszeitraumen gekommen
sei, verbunden mit erheblichen Unsi-
cherheiten bei den Karrierewegen vieler
Nachwuchswissenschaftlerinnen.

Die Mitgliedsorganisationen der Allianz
wirden aber ihre Verantwortung sehr
ernst nehmen und auch im Eigeninte-
resse diesen Fehlentwicklungen durch
organisationsspezifische Leitlinien zum
Umgang mit befristet beschaftigten
Wissenschaftlerinnen gegensteuern.
Warum die Mitgliedsorganisationen
dies in den letzten Jahren nicht getan
haben und erst aufgrund der geplanten
Novellierung tatig wurden, dazu sagt die
Allianz der Wissenschaftsorganisationen
aber leider genauso wenig wie zu dem
ausufernden Befristungsanteil beim wis-

senschaftlichen Mittelbau.

Die Hochschulrektorenkonferenz (HRK)
warnte in ihrer Stellungnahme vom
30.06.2015 vor einer
Uberregulierung. Aufgrund der Vielfalt

gesetzlichen
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HRK Hochschulrektorenkonferenz
Die Stimme der Hochschulen

der Qualifizierungsmoglichkeiten und
Projektformate seien gesetzliche De-
tailregelungen im Befristungsrecht des
wissenschaftlichen und kinstlerischen
kontraproduktiv. Stattdes-
sen sei es erforderlich, dass die Vorge-

Personals

setzten bzw. Betreuerlnnen sowie die
Hochschulleitungen ihre personal- und
hochschulpolitische Verantwortung
wahrnehmen. Wichtigste Moglichkeit,
diese Entwicklung zu unterstitzen, sei
dabei nicht die Neufassung des Wiss-
ZeitVG, sondern die Verbesserung der
derzeit unzureichenden Grundfinanzie-

rung der Hochschulhaushalte.

Jedoch nimmt die HRK mit Erleichte-
rung zur Kenntnis, dass durch den vor-
gelegten Referentenentwurf die in der
Wissenschaft bei der Beschaftigung und
Befristung von wissenschaftlichem und
kiinstlerischem Personal in der Qualifi-
zierung und in der drittmittelfinanzier-
ten Projekten erforderliche Flexibilitat
und Dynamik nicht beeintrachtigt wird.

Eine Formulierung, die die Erwartungen
der Beschaftigten beziiglich der Novel-
lierung des WissZeitVG deutlich damp-
fen durfte. Zumal die hohe Anzahl der
Befristungen und der Kurzzeitvertrage
deutlich zeigt, dass diese Flexibilitat und
Dynamik bisher von den Hochschulen
auf Kosten der wissenschaftlichen Mit-
arbeiterlnnen erkauft wurde.

EIN KLEINES NOVELLCHEN: NHG

Kaum der Rede wert ist, was vollmundig
den Namen ,Gesetz zur Starkung der
Beteiligungskultur” tragen wird: das An-
derungsgesetz zum Niedersachsischen
Hochschulgesetz (NHG). Die Beteiligung
beschrankt sich auf die Verankerung be-
ratender Stimmen verschiedener Grup-
pen in Senat und Hochschulrat, ein ech-
tes Stimmrecht ist nicht vorgesehen.

,Die Hochschulen tragen den berechtig-
ten Interessen ihres Personals an guten
Beschéftigungsbedingungen [...] ange-
messen Rechnung®, butterweicher hatte
man es kaum formulieren kénnen.

Fir die Wissenschaftlerinnen wird sich
durch dieses Novellchen nicht viel an-
dern. Immerhin soll eine Promovieren-
denvertretung festgeschrieben werden
(die es an vielen Hochschulen bereits
ohne gesetzliche Vorgabe gibt). In der
Grundordnung kann die Hochschule
dann der Promovierendenvertretung
eine beratende Stimme in Senat und
Hochschulrat einrdumen.

Wir werden sehen, ob die Leibniz Uni-
versitdt diese Option - denn mehr ist es
nicht - ermoglichen wird.
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NOVELLIERUNG DES WISSZEITVG
BESSERE ARBEITSBEDINGUNGEN ODER UNZUREICHENDE REFORM?

Am 04.09.2015 hat der Bundestag den
Gesetzentwurf der Bundesregierung
zur Anderung des Wissenschaftszeitver-
tragsgesetzes (WissZeitVG) veroffent-
licht (Drucksache 395/15) und in einer
Pressemitteilung mit dem Versprechen
besserer Arbeitsbedingungen fur Wis-
senschaftlerinnen angepriesen.

In der Begriindung fur die Novelle halt
die Bundesregierung fest, dass die im
WissZeitVG enthaltenen Sonderrege-
lungen fur Befristungen aus ihrer Sicht
geeignete und Uberwiegend belastba-
re Instrumente darstellen wiirden, um
befristete  Beschaftigungsverhaltnisse
mit Wissenschaftlerinnen eingehen zu
konnen. Allerdings hatte der Anteil von
Befristungen — insbesondere Uber kurze
Zeitrdume — ein Mal} erreicht, das ei-
nen Handlungsbedarf entstehen lasse.
Die durch das WissZeitVG ermdglichten
Befristungen im Sinne eines verantwor-
tungsvollen Personalmanagement ein-
zusetzen sei in erster Linie Aufgabe der
Hochschulen und Forschungseinrich-
tungen als Arbeitgeber. Fehlentwicklun-
gen in der Befristungspraxis solle durch
die Novelle entgegengetreten werden,
ohne die in der Wissenschaft erforder-
liche Flexibilitdt und Dynamik zu beein-

trachtigen. So sollen unsachgemaRe
Kurzbefristungen unterbunden werden,
indem die Befristungstatbestande um
Orientierungspunkte fiir die Gestaltung
der individuellen Vertragsdauer erganzt
werden. Auch soll klargestellt werden,
dass die Wahrnehmung von Dauerauf-
gaben durch befristetes Personal nur
im Kontext einer Qualifizierung sachge-
recht sei.

Welche Anderungen der Gesetzesent-
wurf im Einzelnen vorsieht, soll im Fol-
genden dargestellt werden. Dabei wer-
den wir versuchen, uns auf die Punkte zu
konzentrieren, die fir die wissenschaft-
lichen Beschaftigten relevant sind. Um
die geplanten Anderungen verstandlich
machen zu kdénnen, werden wir beziig-
lich der einzelnen Anderung jeweils
vorab darstellen, welche Regelung das
WissZeitVG derzeit vorsieht. Abschlie-
RBend versuchen wir eine Einschatzung,
ob der Gesetzentwurf dazu geeignet ist,
die versprochenen besseren Arbeitsbe-
dingungen fur Wissenschaftlerinnen zu
schaffen. Oder ob der Entwurf doch nur
eine — wie ver.di warnt — unzureichende
Reform ist (siehe Artikel ,,Dringend repa-
raturbedurftig!” auf Seite 4).
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Qualifizierungsphase

Bisher sieht das WissZeitVG

einen Befristungsrahmen

von maximal 12 Jahren vor.
Konkreter heiRt dies, dass wissenschaft-
liches und kiinstlerisches Personal vor
der Promotion insgesamt bis zu sechs
Jahre ohne Angabe eines Befristungs-
grundes befristet beschaftigt werden
kann, nach der Promotion sind ebenfalls
bis zu sechs Jahre moglich. Die Finanzie-
rung dieser Stellen kann Gber Haushalts-
mittel oder Gber Drittmittel erfolgen.

Die zuvor im Hochschulrahmengesetz
enthaltenen Sonderregelungen zur Be-
fristung in der Qualifikationsphase wur-
den 2007 ins WissZeitVG Gbernommen,
um die Qualifizierung des wissenschaft-
lichen Nachwuchses sicherzustellen.
Zwar seien die von den MitarbeiterInnen
wahrgenommenen wissenschaftlichen
Dienstleistungen oftmals Daueraufga-
ben der Hochschule, diese sachgrund-
lose Befristungsmoglichkeit werde aber
ausnahmslos im Interesse der Nach-
wuchs- und Qualifikationsforderung er-
offnet, so die Gesetzesbegriindung. Was
genau unter Qualifikation zu verstehen
ist, findet sich dort aber nicht. Rege-
lungen zu den Vertragslaufzeiten sind
ebenfalls nicht vorhanden. Daher kann
die maximale Befristungsdauer in belie-
big viele Teilvertrage mit beliebig langer
bzw. kurzer Laufzeit gestlickelt werden.

Nun soll im Gesetzestext
nachgebessert werden. Die
sachgrundlose Befristung
nach WissZeitVG soll nur dann maoglich
sein, wenn die befristete Beschaftigung
zur Forderung der eigenen wissenschaft-
lichen oder kiinstlerischen Qualifizie-
rung erfolgt. Auch hier wird bewusst
darauf verzichtet festzuhalten, was ge-

nau mit der Qualifizierung gemeint ist.

Auch weiterhin ist eine befristete Be-
schaftigung von wissenschaftlichem
Personal moglich, wenn die Kolleglnnen
keine formale Qualifikation anstreben
(Promotion, Habilitation). Dies soll der
Tatsache Rechnung tragen, dass sich
wissenschaftliche und kinstlerische
Mitarbeiterlnnen durch Tatigkeiten in
der Lehre und Erbringung anderer wis-
senschaftlicher Leistungen als Promo-
tion und Habilitation fir eine Professur
oder fiir eine wissenschaftliche Tatigkeit
aullerhalb der Hochschulen und staatli-
chen Forschungseinrichtungen qualifi-
zieren kénnen, z.B. fiir eine Forschungs-

tatigkeit in der Industrie.

Weiterhin ist vorgesehen, dass die Ver-
tragslaufzeiten kiinftig der jeweils ange-
strebten Qualifizierung angemessen sein
missen. Die Bundesregierung verzichtet
hier bewusst darauf, konkretere Rege-
lungen vorzusehen: ,Welche Vertrags-
dauer im Einzelfall angemessen ist, ent-
zieht sich einer gesetzlichen Festlegung.
Soweit in der Qualifizierungsphase ein
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formales Qualifizierungsziel (beispiels-
weise Promotion oder Habilitation) ver-
folgt wird, kann zwar allgemein gesagt
werden, dass eine Orientierung der
Vertragslaufzeit an der Ublichen Dauer
solcher Qualifizierungsvorhaben an-
gemessen ist. Die Ubliche Dauer kann
dabei — abhdngig von der jeweiligen
Fachkultur — allerdings hochst unter-
schiedlich sein. Wird ein formales Qua-
lifizierungsziel nicht verfolgt, sollte die
konkrete Befristungsdauer funktional
sein, das heildt sich primar daran orien-
tieren, welche Zeitrdume im Hinblick auf
die wissenschaftliche oder kiinstlerische
Qualifizierung sinnvoll sind.” (Gesetzes-
begriindung, Drucksache 395/15).

Die Gesetzesnovelle sieht

nicht vor, dass das angestreb-

te Qualifizierungsziel in ir-
gendeiner Form festgehalten werden
muss. Wenn dies aber nicht z.B. im Ar-
beitsvertrag festgehalten wird, dirfte es
auch schwer werden zu lberprifen, ob
die Vertragslaufzeit dem Qualifizie-
rungsziel angemessen ist. Diese Rege-
lung ist so unkonkret, dass bezweifelt
werden kann, dass sie an der Praxis der
Kurzvertrage irgendetwas andern wird.
Auch ist zu bezweifeln, dass aufgrund
dieser neuen Regelungen tatsdchlich
Daueraufgaben nur dann von befristet
Beschaftigten (bernommen werden,
wenn deren Beschaftigung der Forde-
rung der eigenen Qualifikation dient.

Schon jetzt hat die Rechtsprechung
immer wieder (allerdings in Einzelfal-
lentscheidungen) festgehalten, dass
eine sachgrundlose Befristung nach
WissZeitVG nur dann moglich ist, wenn
tatsachlich wissenschaftlich gearbeitet
werden kann. Und unter wissenschaft-
licher Tatigkeit verstanden die Gerichte
dabei eine Tatigkeit, die Zeit fur eigen-
sténdige Forschung lasst.

Familienpolitische Komponente

Der maximale Befristungs-
rahmen verlangert sich,
wenn Kinder betreut werden
um je zwei Jahre pro Kind. Dies bedeu-
tet, dass zum Beispiel eine Wissenschaft-
lerin, die wahrend der Qualifikations-
phase zwei Kinder betreut, 16 Jahre
(6+6+2+2) befristet beschaftigt werden
kann, statt 12 Jahre (6+6). Dies bezieht
sich jedoch nur auf die zuldssigen Jahre
insgesamt. Ein ggf. einklagbarer An-
spruch auf Verlangerung der einzelnen
Vertragslaufzeiten ergibt sich aus dieser
familienpolitischen Komponente - im
Gegensatz zu z.B. Elternzeit (S. 14) -
nicht. Es verwundert daher auch kaum,
dass die Evaluation des WissZeitVG fest-
stellte, dass die familienpolitische Kom-
ponente so gut wie nicht genutzt wird.

Die Formulierung der familienpoliti-
schen Komponente ist derzeit erstaun-
lich offen gehalten. Es ist nicht definiert,
ob diese Kinder leiblich sein mussen, ob
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es auch Stief- und Pflegekinder sein kon-
nen oder ob Uberhaupt eine gesetzliche
Beziehung zu den betreuten Kindern
bestehen muss. In der Gesetzesbegriin-
dung steht erlduternd, dass die Regelung
fiir beide Elternteile gilt, vorausgesetzt,
beide widmen sich der Betreuung des
Kindes. Daraus wird zum Teil abgeleitet,
dass sich die familienpolitische Kompo-
nente auf die Betreuung eigener Kinder
bezieht.

Um die Unklarheit bei der

Frage zu beseitigen, auf wel-

che Kinder sich die familien-
politische Komponente bezieht, will die
Bundesregierung die Regelung nun mit
einem Verweis auf den Kinderbegriff des
Bundeselterngeld- und Elternzeitgeset-
zes (BEEG) konkretisieren. So soll klarge-
stellt werden, ,[...] dass Kinder im Sinne
der familienpolitischen Komponente
nicht nur leibliche Kinder sind, sondern
auch andere, zu denen eine rechtlich
verfestigte Familienbeziehung besteht,
insbesondere Stief- und Pflegekinder.”
(Gesetzesbegrindung, Drucksache

395/15)

Was die Definition des Kin-
derbegriffs z.B. flr Paare be-
deutet, die nicht verheiratet
sind und keine eingetragene Lebenspart-
nerschaft eingegangen sind, ist weiter-
hin unklar. Kann dort ebenfalls die fami-
lienpolitische Komponente angewandt
werden oder besteht hier keine ,recht-

lich verfestigte Familienbeziehung™?
Auch dies diirfte wieder eine Frage fir

Juristinnen sein.

Die Frage der Alleinerziehenden wird
mit der Novelle nicht angegangen. Kon-
sequent ware es, Alleinerziehenden ent-
sprechend eine Verlangerung des Befris-
tungsrahmens um vier Jahre pro Kind zu
gewahren, da sie den Betreuungsbedarf
alleine erbringen mussen.

Und die familienpolitische Komponente
bezieht sich auch weiterhin nur auf die
Betreuung von Kindern. Dass auch die
Pflege von Angehorigen dazu fiihren
kann, dass Wissenschaftlerlnnen mehr
Zeit fir ihre Promotion, Habilitation
oder sonstige Qualifizierung bendtigen,
bleibt im WissZeitVG auch nach der ge-
planten Novelle unberiicksichtigt.

Behindertenpolitische
Komponente

Widhrend das WissZeitVG

derzeit schon beriicksichtigt,

dass Erziehende mehr Zeit
far die wissenschaftliche Qualifikation
bendtigen, gibt es keine Regelung bezo-
gen auf Wissenschaftlerinnen mit chro-
nischen Erkrankungen oder Behinderun-
gen. Dies fihrt in der Praxis immer
wieder dazu, dass betroffene Kollegin-
nen die zeitliche Grenze des Befristungs-
rahmens Uberschreiten, ohne die jeweils
angestrebte Qualifikation zu erreichen.
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Im Gegensatz zur Pflege von

Angehorigen will die Bundes-

regierung hier nachbessern.
Nach der familienpolitischen Kompo-
nente soll eine sogenannte behinderten-
politische Komponente eingefligt wer-
den, die regelt, dass beim Vorliegen
einer Behinderung oder schwerwiegen-
den Erkrankung der Befristungsrahmen
einmalig um zwei Jahre verlangert wird.
Wissenschaftlerinnen mit chronischen
Erkrankungen oder Behinderungen sol-
len zukiinftig also bis zu 14 Jahre inner-
halb der Qualifikationsphase befristet
beschéftigen werden kénnen.

Diese neue Regelung bezieht

sich allerdings wieder nur auf

die maximale Anzahl der Jah-
re befristeter Beschaftigung. Ein rechtli-
cher Anspruch auf eine Vertragsverlan-
gerung lasst sich aus ihr wie aus der
familienpolitischen Komponente nicht
ableiten.

Mutterschutz und Elternzeit,
Beurlaubungen, Freistellungen

Fir Beschaftigte, die wah-
rend ihrer Qualifikationsbe-
fristung beurlaubt oder zu-
mindest zum Teil von ihren Aufgaben
freigestellt werden, sieht das Wiss-
ZeitVG bei bestimmten Beurlaubungs-
bzw. Freistellungsgrinden eine automa-
tische Verlangerung des Vertrages vor,
entsprechend des Umfangs der jeweili-

gen Beurlaubung bzw. Freistellung. Die-
se Verlangerung setzt allerdings das Ein-
verstandnis der Beschaftigten voraus.

Unsere Universitat legt dies so aus, dass
die Beschéftigten die Verlangerung je-
weils selbst beantragen miissen. Wer
nichts von dieser Verlangerungsoption
weiB, wird diese Verldangerung aber wohl
kaum beantragen. Daher misste die
Universitat unserer Meinung nach den
betroffenen Kolleglnnen automatisch
eine entsprechende Vertragsverlange-
rung anbieten. Wenn diese dann mit der
Verlangerung nicht einverstanden sind,
brauchen sie den Vertrag ja nicht zu un-
terschreiben.

Diese Vertragsverlangerungen wirken
sich dabei nicht auf den Befristungsrah-
men (12 Jahre) aus und sollen aus fol-
genden Grinden erfolgen:

1. Beurlaubung oder Reduzierung der
regelmaRigen Arbeitszeit um min-
destens 20 % flr die Betreuung eines
oder mehrerer Kinder unter 18 Jahre
oder sonstiger pflegebedirftiger An-
gehoriger

2. Beurlaubung fiir eine wissenschaftli-
che oder kiinstlerische Tatigkeit oder
eine auBerhalb des Hochschulbe-
reichs oder

3. im Ausland durchgefiihrte wissen-
schaftliche, kiinstlerische oder beruf-
liche Aus-, Fort- und Weiterbildung

4, Elternzeit und Mutterschutz
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5. Grundwehr- und Zivildienst

6. Freistellungen im Umfang von min-
destens 20 % zur Wahrnehmung von
Aufgaben im Personalrat oder in der
Schwerbehindertenvertretung, von
Aufgaben eines oder einer Frauen-
oder Gleichstellungsbeauftragten
oder zur Ausibung eines mit dem
Arbeitsverhdltnis zu vereinbarenden
Mandats

Die Vertragsverlangerungen nach den
Punkten 1, 2, 3 und 6 sollen die Dauer
von jeweils 2 Jahren nicht Gberschreiten.

Bei der Beurlaubung oder Re-

duzierung der regelmaligen

Arbeitszeit fiir die Betreuung
eines oder mehrerer Kinder soll entspre-
chend der familienpolitischen Kompo-
nente ein Verweis auf das BEEG einge-
fliigt werden, um den Kinderbegriff zu
konkretisieren.

Problematisch ist bisher auch, dass diese
Regelung sich nur auf Vertragsverlange-
rungen bezieht. Wenn z.B. ein Wissen-
schaftler ein Jahr Elternzeit nimmt und
anschlieRend nicht den Vertrag ver-
langern lasst, sondern an eine andere
Hochschule wechselt, wird bisher der
neue Vertrag voll auf den Befristungs-
rahmen der Qualifikationsbefristung an-
gerechnet (statt den Rest der Elternzeit
noch ausschopfen zu kdnnen). In die-
sem Beispiel wiirde er also gegeniber
der Weiterbeschiftigung an der alten
Hochschule aufgrund der - eigentlich ge-

forderten - Mobilitat ein Jahr fiir die wis-
senschaftliche Qualifizierung verlieren.

Um diesen Missstand zu beheben, sollen
durch die Novelle demndchst nicht nur
die tatsachlich verlangerten Vertrage
nicht auf den Befristungsrahmen ange-
rechnet werden, sondern generell alle
Zeiten, die zu einer entsprechende Ver-
langerung eines befristeten Vertrages
fihren kénnen.

Kritisiert wurde von Wissenschaftle-
rinnen und Gewerkschaften mehrfach,
dass langerfristige Arbeitsunfahigkei-
ten nicht zu einer Vertragsverldangerung
fuhren, obwohl die betroffenen Wissen-
schaftlerinnen hierdurch auch an ihrer
wissenschaftlichen Qualifizierung gehin-
dert werden.

Dieser Kritik will die Bundesregierung
nun Rechnung tragen. Ein neuer Passus
soll regeln, dass eine Vertragsverlange-
rung auch bei Zeiten einer krankheitsbe-
dingten Arbeitsunfahigkeit erfolgen soll,
in denen ein gesetzlicher oder tarifver-
traglicher Anspruch auf Entgeltfortzah-
lung nicht besteht (also nur bei langeren
krankheitsbedingten Arbeitsunfahigkei-
ten). So soll laut Gesetzesbegriindung
den betroffenen Mitarbeiterinnen die
Moglichkeit eréffnet werden, trotz lan-
gerer behinderungs-, krankheits- oder
unfallbedingter Ausfallzeiten das ange-
strebte Qualifizierungsziel zu erreichen.
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Drittmittelbeschiftigte miissen
drauRen bleiben!

Alle oben geschilderten Mog-

lichkeiten des maximalen Be-

fristungsrahmens und der
Verlangerungen beziehen sich aber nur
auf befristet Beschaftigte nach § 2 Abs. 1
WissZeitVG, also auf die Qualifikations-
befristung. Bei Drittmittelbefristung
nach § 2 Abs. 2 WissZeitVG gibt es diese
Moglichkeiten nicht!!

Viele Wissenschaftlerinnen, deren Be-
schaftigung Gber Drittmittel finanziert
wird, promovieren oder habilitieren teil-
weise neben dieser Beschéftigung. Dass
es fur sie diese Moglichkeiten nicht gibt,
ist aus Sicht der Gewerkschaften eine
ungerechtfertigte Ungleichbehandlung.

Entsprechend kritisiert zum Beispiel der
DGB diese Ungleichbehandlung sowie
den fehlenden Rechtsanspruch auf die
familienpolitische Komponente: ,Die
Ausgestaltung einer familienpolitischen
Komponente, die insbesondere einen
Anspruch auf eine entsprechende Ver-
tragsverlangerung um die Freistellungs-
zeiten bei Mutterschutz, Elternzeit oder
Pflege fir alle befristet beschaftigten
Wissenschaftlerinnen umfassen misste,
greift nach wie vor zu kurz. Hier ist insbe-
sondere die Herausnahme der Beschaf-
tigten, deren Stellen Uber Drittmittel
finanziert werden, unter familienpoliti-
schen Gesichtspunkten ausgesprochen
problematisch und unter Gleichbehand-

lungsgesichtspunkten inakzeptabel. Die
reine Moglichkeit einer Verlangerung
Gber die Hochstbefristungsgrenze hi-
naus wird nichts an dem Umstand &n-
dern, dass die Hochschulen und die
auBerhochschulische Forschung damit
hochst unterschiedlich umgehen.

Fir die Beschaftigten auf Drittmittel
finanzierten Stellen fehlt die familien-
politisch erforderliche Planungssicher-
heit ganzlich. Erforderlich ist ein klarer
Rechtsanspruch der betroffenen Be-
schaftigten mit Betreuungs- und Pfle-
geaufgaben auf die Verlangerung ihrer
befristeten Arbeitsvertrage.” (Stellung-
nahme des DGB zum Referentenentwurf
des Bundesministeriums fir Bildung und
Forschung fiir ein Erstes Gesetz zur An-
derung des Wissenschaftszeitvertrags-
gesetzes, 31.07.2015)

Drittmittelbefristungen

Das WissZeitVG ermoglicht

es nach § 2 Abs. 2, wissen-

schaftliches und kinstleri-
sches Personal in Drittmittelprojekten
befristet zu beschéftigen. Auch die be-
fristete Beschaftigung von nichtwissen-
schaftlichem und nichtkiinstlerischem
Personal ist hiernach moglich. Im Ge-
gensatz zur Projektbefristung nach dem
Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG)
muss dabei die Finanzierung der Be-
schaftigung nicht ausschlieRlich aus den
Drittmitteln erfolgen, eine Gberwiegen-
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de Finanzierung ist fur die Befristung
nach WissZeitVG ausreichend.

Auch muss die Hochschule die uber
Drittmittel finanzierten Beschaftigten
nicht wie beim TzBfG ausschlieRBlich fur
die Erledigung von Projekttatigkeiten
einsetzen. Nach WissZeitVG reicht es
aus, wenn die Mitarbeiterin oder der
Mitarbeiter Gberwiegend der Zweckbe-
stimmung der Drittmittel entsprechend
eingesetzt wird.

Uber Drittmittel kdnnen Beschaftig-
te theoretisch bis zur Rente befristet
beschéftigt werden. Die befristete Be-
schaftigung von Wissenschaftlerinnen
aus Drittmitteln an einer Hochschule
oder Forschungseinrichtung wird dage-
gen durchaus auf den Befristungsrah-
men angerechnet. Konkret bedeutet
dies, dass Wissenschaftlerinnen, die
zwolf Jahre lang aus Drittmitteln befris-
tet beschaftigt wurden, weiterhin aus
Drittmitteln befristet beschaftigt wer-
den koénnen. Aus Haushaltsmitteln diir-
fen sie anschliefend jedoch nicht mehr
befristet beschaftigt werden. Theore-
tisch ist das Ganze relativ einfach ausei-
nander zu halten. In der Praxis herrscht
jedoch oftmals Unsicherheit vor, ob die
jeweilige befristete Beschaftigung nach
zwolf Jahren noch moglich ist, was dazu
fiihren kann, dass Kolleginnen nach Ab-
lauf der zwdlf Jahre auch fiir Drittmittel-
projekte vorsichtshalber gar nicht mehr
befristet beschaftigt werden. Und eine

Festanstellung gibt es dann mit wenigen
Ausnahmen auch nicht.

An diesen Regelungen zu den aus dritt-
mittelfinanzierten Befristungen von Wis-
senschaftlerinnen will die Bundesregie-
rung nichts andern.

Zuklnftig sollen die Drittmit-

telbefristungen nicht mehr

far nichtwissenschaftliches
und nichtklnstlerisches Personal gelten.
In der Gesetzesbegriindung heillt es
hierzu: ,Denn einer der zentralen Be-
grindungspfeiler fir das wissenschafts-
spezifische Sonderbefristungsrecht (Be-
darf einer standigen Fluktuation und des
Zuflusses neuer Ideen, um Exzellenz zu
erzeugen) gilt fir diese Personengruppe
nicht gleichermallen.”

Ungeregelt ist auch bei der Drittmittel-
befristung (wie schon bei der Qualifika-
tionsbefristung) die Frage der Vertrags-
laufzeiten. Das Beschaftigungsverhaltnis
kann somit in beliebig viele Teilvertrage
mit beliebig langer bzw. kurzer Lauf-
zeit gestiickelt werden. Die ausufernde
Praxis der Kurzvertrage will die Bun-
desregierung allerdings nun bei diesen
Befristungen eindammen. Dazu soll im
Gesetzestext eine Formulierung erganzt
werden, dass die Befristungsdauer der
drittmittelfinanzierten Vertrage der
Dauer der Mittelbewilligung entspre-
chen soll. Dies ist allerdings eine Soll-Be-
stimmung und keine Muss-Bestimmung.
Es ist durchaus moglich, dass die Befris-
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tungsdauer kiirzer als der Zeitraum der
Mittelbewilligung ist: ,,Mit dem neuen
Halbsatz wird bestimmt, dass sich die
Laufzeit von Arbeitsvertrdgen, deren
Befristung auf den Sachgrund der Dritt-
mittelfinanzierung gestutzt wird, an der
Dauer der Mittelbewilligung orientieren
soll. Damit wird nicht auf die konkrete
haushaltsméaRige  Mittelbereitstellung
abgestellt. Bei mehrjahrigen Projekten,
fur die die konkrete Mittelbereitstellung
aus haushaltsrechtlichen Griinden z.B.
jahrlich erfolgt, ist maRgeblicher Orien-
tierungspunkt vielmehr der bewilligte
Projektzeitraum. Bei von der DFG ge-
forderten Sonderforschungsbereichen
ist dies beispielsweise die jeweilige For-
derperiode, die Ublicherweise vier Jahre
betragt. Kirzere Befristungen bleiben
im Ausnahmefall auch kinftig mog-
lich.” (Gesetzesbegriindung, Drucksache
395/15)

Die Frage ist nur, wie haufig

solche ,Ausnahmefalle’ sein

werden. Schon jetzt wird im-
mer wieder beteuert, dass Vertragslauf-
zeiten von drei Monaten oder kiirzer die
Ausnahme seien und ausschlieflich der
Uberbriickung von Finanzierungsliicken
zwischen zwei Drittmittelprojekten die-
nen. Tatsdchlich hatten im Zeitraum vom
Juli 2014 bis einschlieBlich Juni 2015
36,7 % der Vertrage von wissenschaftli-
chen Mitarbeiterlnnen an unserer Uni-
versitat eine Laufzeit von drei Monaten
oder kirzer. Es bleibt abzuwarten, ob die

Novellierung des WissZeitVG zusammen
mit den Richtlinien des Prasidiums zur
Beschéftigung von wissenschaftlichen
Mitarbeiterinnen (siehe Artikel , Attrak-
tive Beschaftigungsbedingungen” auf
Seite 21) die Anzahl dieser ,Ausnahmen’
deutlich verringern kann.

Wissenschaftliche Hilfstatigkei-
ten wihrend des Studiums

Bis zur Foderalismusreform

2007 regelte das Hochschul-

rahmengesetz (HRG) die spe-
ziellen  Befristungsmoglichkeiten  an
Hochschulen (siehe Artikel ,Dringend
reparaturbedirftig!“ auf Seite 4). Das
HRG enthielt auch eine Regelung fur die
Befristung von wissenschaftlichen Hilfs-
tatigkeiten wahrend des Studiums. Die-
se wurden allerdings nicht in das Wiss-
ZeitVG Ubernommen. Geregelt wurde
nur, dass sich befristete Arbeitsverhalt-
nisse an einer Hochschule vor dem Ab-
schluss eines Studiums nicht auf den Be-
Qualifikations-
befristung auswirken. In Zeiten von

fristungsrahmen  der

Diplom, Staatsexamen und Magister war
dies eine eindeutige Regelung. Mit Ba-
chelor und Master wurde dies jedoch
anders. Zusatzlich zu den studentischen
Hilfskraften ohne Abschluss und den
wissenschaftlichen Hilfskraften mit Ab-
schluss gab es jetzt die wissenschaftli-
chen Hilfskrafte mit Bachelorabschluss.
Dies sind meistens Masterstudierende,
die neben ihrem Masterstudium wissen-
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schaftliche Hilfstatigkeiten ausiben.
Uberwiegend herrscht die Rechtsauffas-
sung vor, dass diese Tatigkeiten nicht auf
den Befristungsrahmen anzurechnen
sind, da der Bachelorabschluss kein zur
wissenschaftlichen Tatigkeit qualifizie-
render Abschluss ist. Der Gesetzestext
definiert aber nicht genauer, welche Art
Abschluss gemeint ist, sodass je nach
Auslegung diese Tatigkeiten manchmal
auf den Befristungsrahmen angerechnet
werden und manchmal nicht.

Diese Unsicherheit der Ausle-

gung bezliglich der wissen-

schaftlichen Hilfstatigkeiten
wahrend des Studiums will die Bundes-
regierung ausrdumen, indem sie einen
neuen Befristungstatbestand fir wis-
senschaftliche und kiinstlerische Hilfsta-
tigkeit in das WissZeitVG einfiihrt, der
klarstellt, dass diese Zeiten nicht auf den
Befristungsrahmen der Qualifikations-
befristung angerechnet werden. Damit
dies auch fur wissenschaftliche Hilfsta-
tigkeiten wahrend des Studiums gilt, die
vor dem Erlass der Novelle erbracht
wurden, bezieht sich die Nichtanrech-
nung sowohl auf die Fille des neuen Be-
fristungstatbestandes als auch auf ver-
gleichbare studienbegleitende Tatig-
keiten.

Mit dem neuen Befristungstatbestand
wird fur studienbegleitende Beschaf-
tigungen auch eine Hochstdauer von
insgesamt vier Jahren fir befristete

Arbeitsvertrdage eingefiihrt. Dies ent-
spricht der damaligen Regelung im HRG.
Begriindet wird diese Neueinfihrung ei-
ner Hochstgrenze mit einem Verweis auf
eine EU-Richtlinie: ,Nach der EU-Richtli-
nie Uber befristete Arbeitsvertrage [...]
missen die EU-Mitgliedstaaten Mal-
nahmen treffen, um einen Missbrauch
durch aufeinanderfolgende befristete
Arbeitsvertrage oder -verhaltnisse zu
vermeiden [...].“(Gesetzesbegriindung,
Drucksache 395/15)

Fazit: Verbesserung oder unzu-
reichende Reform?

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung
enthalt viele Klarstellungen und Nach-
besserungen wie z.B. die Regelungen
zu der Anrechnung studienbegleitender
Tatigkeiten oder die Klarstellung des
Kinderbegriffes. Dies sind aber lediglich
Reparaturen eines zuvor handwerklich
schlecht gemachten Gesetzes.

. In Detailfragen enthdlt das
| Gesetz durchaus inhaltliche
Verbesserungen. So sind die
neuen Regelungen bezliglich Beschaftig-
ter mit chronischen Krankheiten oder
Behinderungen sowie die Berlicksichti-
gung von langer andauernden Arbeits-
unfahigkeiten bei automatischen Verlan-
gerungen von befristeten Vertragen
nach der Qualifikationsbefristung sehr
zu begriBRen. Die Herausnahme des
nichtwissenschaftlichen und nichtkiinst-
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lerischen Personals bei drittmittelfinan-
zierten Befristungen ist ebenfalls positiv,
diese Beschaftigungsmoglichkeiten soll-
ten ausreichend vom TzBfG gedeckt sein
und bendtigen keine wissenschaftlichen
,Sonderbefristungslocken”.

»~~,_ Die weiterhin andauernde
= Ungleichbehandlung der
Wissenschaftlerlnnen, deren
befristeter Vertrag aus Drittmitteln fi-
nanziert wird, bedeutet fir diese aber
sicher keine Verbesserung. Auch das
Kernziel der Reform, namlich die Unter-
bindung von unsachgeméaRen Kurzbe-
fristungen, wird durch die sehr schwam-
migen ,Orientierungspunkte’ sicherlich
nicht erreicht. Hier kdnnen wir uns voll-
umfanglich der Kritik von ver.di zur ge-
planten Gesetzesnovelle anschliefen:
,,Die vollig ausufernde Praxis der Kurzbe-
fristungen an Hochschulen und For-
schungseinrichtungen wird darin nicht
ausreichend eingeschrankt. Der Arbeits-
entwurf sieht nur eine Soll-Bestimmung
zur Einschrankung von Befristungen vor,
die in der Praxis ausgehohlt werden
wird. Zudem fehlen Regelungen fiir ver-
bindliche
um die Qualifizierung des wissenschaftli-

Betreuungsvereinbarungen,

chen Nachwuchses sicher zu stellen. [...]
Ver.di fordert unter anderem, dass fir
wissenschaftlich Beschéaftigte auf Haus-
haltsstellen in der Qualifizierungsphase
Mindestvertragslaufzeiten von drei Jah-
ren festgeschrieben werden. Fiur Dritt-
mittelprojekte sollten die zur Verfligung

stehenden finanziellen Mittel und zeitli-
chen Rahmen bei der Laufzeit eines Ar-
beitsvertrags voll ausgeschopft wer-
den.” (ver.di warnt vor unzureichender
Reform des Wissenschaftszeitvertrags-
gesetzes, Pressemitteilung vom

14.07.2015).

Wenn die ebenfalls anstehende Novel-
lierung des Niedersachsischen Personal-
vertretungsgesetzes die Einschrankung
der Mitbestimmung bei PersonalmaR-
nahmen der wissenschaftlichen Mitar-
beiterlnnen endlich aufhebt, wird dem
Personalrat zumindest die Mdglichkeit
gegeben, zu Uberprifen, inwieweit die
neu eingefugten ,Orientierungspunkte’
im WissZeitVG tatsdchlich zu einer Ein-
dammung der Kurzvertrage fihren wird.

Zu einer Abnahme des Anteils von be-
fristeten Vertrdgen im wissenschaftli-
chen Bereich von gut 90 % an unserer
Universitat wird diese Gesetzesnovelle
allerdings kaum etwas beitragen. Hier
brauchte es bei Bund, Landern und den
Hochschulen ein ernst gemeintes Um-
denken. Der Bund misste sich wieder an
der Grundfinanzierung der Hochschulen
beteiligen, statt mit Hochschulpaktmit-
teln und befristeten Forschungsforde-
rungen wie z.B. durch DFG-Projekte den
Anteil der Drittmittel an der Hochschule
kiinstlich aufzublahen.
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ATTRAKTIVE BESCHAFTIGUNGSBEDINGUNGEN
DAS PRASIDIUM UND DIE VERANTWORTUNG ALS ARBEITGEBER

Der Befristungsanteil bei den Vertrdagen
der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen
steigt seit Jahren stetig. Kurze Arbeits-
vertrage von zum Teil unter drei Monaten
und Stellenanteile von 50 % oder weniger
sind flr viele Kolleglnnen trauriger Alltag
(siehe Artikel ,90 % befristete Vertrage
und Laufzeiten<1Jahr“aufSeite 26). Dies
ist nicht erst seit dem Erlass des Wis-
senschaftszeitvertragsgesetzes  (Wiss-
ZeitVG) im Jahre 2007 so. Und diese
unhaltbaren Zustédnde wurden auch viel
langer schon von Wissenschaftlerinnen
und Gewerkschaften kritisiert. Mit dem
Verweis auf die unzureichende Grundfi-
nanzierung und den stetig ansteigenden
Drittmittelanteil behauptete unsere Uni-
versitat - wie die meisten anderen Hoch-
schulen - bisher aber immer wieder, dass
ihr praktisch nichts anderes librig bleibe.

Im Mai dieses Jahres beschloss das
neue Prasidium aber ,,MaBnahmen zur
Schaffung attraktiver Beschaftigungs-
bedingungen fir das wissenschaftli-
che Personal”, so zumindest die klang-
volle Uberschrift (Rundschreiben Nr.
51/2015). Diese MaRnahmen sind aller-
dings nicht vom Himmel gefallen, son-
dern Folge eines Diskussionsprozesses
an unserer Universitdt sowie der Aus-
einandersetzung zum WissZeitVG.

Wir wollen einmal versuchen, die Mal3-
nahmen des Prasidiums in diese Diskus-
sionszusammenhéange einzuordnen.

Empfehlungen

An unserer Universitdat wurde und wird
von verschiedenen Seiten die Situation
des wissenschaftlichen Mittelbaus im-
mer wieder thematisiert, um die Prob-
leme der wissenschaftlichen Beschaf-
tigten sichtbar zu machen. So fiihrte die
Initiative Mittelbau im Sommer 2012
eine Befragung des wissenschaftlichen
Mittelbaus durch, deren Ergebnisse sie
im Dezember 2012 veroffentlichte. Die
Umfrage machte sehr deutlich, dass
auch an unserer Universitat Kurzzeitver-
trage, geringe Stellenanteile und mas-
sive unbezahlte Uberstunden im wis-
senschaftlichen Bereich durchaus keine
Ausnahmen sind.

Aufgrund der anschlieBRenden regen
Diskussionen im Senat und in der Teil-
personalversammlung fir wissenschaft-
liche Mitarbeiterlnnen 2013 sah sich
das damalige Prasidium zum Handeln
veranlasst. Das Handeln erschopfte sich
allerdings in der Vero6ffentlichung von
unverbindlichen Empfehlungen des Pra-
sidiums zur Verbesserung der Situation
des wissenschaftlichen Mittelbaus.
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Das Prasidium empfahl, dass

= ,die Vorgaben in den Arbeitsvertra-
gen und Tatigkeitsdarstellungen hin-
sichtlich des Beschaftigungsverhalt-
nisses, insbesondere im Hinblick auf
die vereinbarte Arbeitszeit und den
Umfang des zur eigenen Forschung
dienenden Zeitanteils, eingehalten
werden,

= Einstellungen mit Teilzeitbeschafti-
gung nach Moglichkeit mindestens
mit 50 % der regelméaRigen Arbeits-
zeit des vollbeschaftigten Personals
erfolgen und

= die Dauerstellen im wissenschaftli-
chen Mittelbau in die Entwicklungs-
planung der Fakultdten mit einbezo-
gen werden.”

Vor allem die erste Empfehlung hatte zur
Erheiterung beitragen konnen, wenn sie
nicht Bande darlber gesprochen hatte,
welches Verstandnis das Prasidium von
seiner Rolle als Arbeitgeber hat. Verein-
barte Arbeitszeiten und Zeitanteil fir die
eigene Forschung sind selbstverstand-
lich rechtlich bindend.

Alles Weitere: Flexibel interpretierbar...

Leitlinien

Im Rahmen der Diskussion um die No-
vellierung des WissZeitVG wurde der 6f-
fentliche Druck gréRer, die Hochschulen
bemihten sich jetzt zunehmend, sich
von ihrer Schokoladenseite zu zeigen:
Der Wissenschaftsrat beschloss Emp-
fehlungen zu Karrierezielen und -wegen
an Universitdten, die Hochschulrek-
torenkonferenz beschloss einen ,Ori-
entierungsrahmen zur Férderung des
wissenschaftlichen Nachwuchses und
akademischer Karrierewege neben der
Professur” und die Allianz der Wissen-
schaftsorganisationen beschloss, dass
ihre Mitgliedsorganisationen mit Hilfe
von organisationsspezifischen Leitlinien
der Fehlentwicklung beziglich der Be-
fristungspraxis entgegenwirken wiirden.
Eine dieser organisationsspezifischen
Leitlinien ist die , Leitlinie fur attraktive
Beschaftigungsverhéltnisse an TU9-Uni-
versitaten®, die auch unsere Hochschule
mit unterschrieben hat.

U9

Die TU9 ist — nach eigenen Angaben - ein
Zusammenschluss der neun fiihrenden Tech-
nischen Universitdten in Deutschland: RWTH
Aachen University, TU Berlin, TU Braun-
schweig, TU Darmstadt, TU Dresden, Leibniz
Universitat Hannover, Karlsruher Institut fur
Technologie, TU Miinchen und Universitat
Stuttgart.
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Haupttenor dieser ganzen Verlautba-
rungen ist letztlich der Appell an die
Bundesregierung, die Befristungsmog-
lichkeiten der Hochschulen durch die
Novelle des WissZeitVG bloR nicht ein-
zuschrdanken. Durch freiwillige Selbst-
verpflichtungen kdnne man dem Befris-
tungsunwesen besser Herr werden, als
durch gesetzliche Detailsteuerung. Das
eben dies in den letzten Jahren eskalier-
te —Schwamm druber. SchlieBlich ist die
Entwicklung von Standards fiir ,,Gute Ar-
beit” nun auch in den Zielvereinbarun-
gen mit dem MWK verankert.

Bedenkenswerte Ansdtze beinhalten

diese neuen Leitlinien und Orientie-
rungsrahmen dennoch. Einige Aussagen
der Hochschulen und ihrer Organisati-
onen sollten wir durchaus beim Wort
nehmen. So enthalten auch die Leitlini-
en der TU9 einige Punkte, die durchaus
zur Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen der Wissenschaftlerinnen beitragen
kdnnen:

= Befristete Beschaftigungsverhaltnisse
mit nicht-promovierten wissenschaft-
lichen Mitarbeiterinnen sollen in der
Regel der Qualifizierung dienen, auch
wenn die Beschéftigung im Rahmen
eines Drittmittelprojektes erfolgt.

Also: auch Drittmittelbeschdftigten
mlisste Zeit fiir die eigene Promotion
wdhrend der reguldren Arbeitszeit
eingerdumt werden.

Befristungen von Arbeitsvertragen
von nicht Promovierten sollen, solan-
ge der Befristungsrahmen noch nicht
ausgeschopft ist, moglichst nach der
Vorschrift zur Qualifikationsbefristung
erfolgen. Dies gilt auch, wenn die Be-
schaftigung Gber Drittmittel erfolgt.
Also: auch fiir Drittmittelbeschiiftigte
ist die Méglichkeit der familienpoli-
tischen und behindertenpolitischen
Komponente erdffnet (siehe Artikel
,Novellierung des WissZeitVG” auf
Seite 10).

Beim Wechseln von einer TU9-
Universitat zur anderen sollen die
Vorzeiten an der friheren Uni-
versitdt voll anerkannt werden.
Ein prinzipiell guter Gedanke, wdre
da nicht die Ungleichbehandlung von
Nicht-TU9-Universitditen.

Die Qualifizierung soll Gber geordne-
te Annahme- und Betreuungsverfah-
ren und strukturierte Betreuungs-,
Unterstiitzung- Qualifizierungs- und
Weiterbildungsmoglichkeiten fr
DoktorandIinnen in einem angemes-
senen Zeitraum abgeschlossen wer-
den. Und die Beschiftigungsverhalt-
nisse sollen so ausgestaltet werden,
dass die Promovierenden auch ge-
nug Zeit fur die Qualifizierung haben.
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Dies alles sind sicherlich gute Vorsdit-
ze, aber wie gesagt , sollen!”.

= Die Dauer des Beschaftigungsverhalt-
nisses soll bei Haushaltsstellen in der
Regel so gewahlt werden, dass der
Abschluss der Qualifizierung inner-
halb des Beschéftigungsverhéltnis-
ses auch moglich ist. Die Dauer eines
Uber Drittmittel finanzierten Beschaf-
tigungsverhaltnisses soll sich an dem
Bewilligungszeitraum orientieren.
Eigentlich ~ Selbstverstdndlichkeiten,
gemessen an der Praxis wdre dies je-
doch ein deutlicher Fortschritt.

= Vertrdge sollen so friihzeitig ver-
langert werden, dass die Beschaf-
tigten sich rechtzeitig bei der Ar-
beitsagentur melden kénnen.
Eigentlich auch eine Selbstverstdnd-

lichkeit, aber die derzeitige Praxis ...

= Dievorhergenannten Regelungen sol-
len bei Beschéaftigungen nach der Pro-
motion analog angewandt werden,
wenn die Mitarbeiterinnen in der Ori-
entierungsphase nach der Promotion
sind oder eine Professur anstreben.

Die MalRnahmen

Positiv ist auf jeden Fall, dass das Prasi-
dium sich nun, im Jahr 2015, dazu ent-
schieden hat, sich nicht ausschlieRRlich
auf unverbindliche Empfehlungen zu be-
schranken.

Die Aufregung von professoraler Seite
bei der Diskussion der ,MaBnahmen
des Prasidiums zur Schaffung attrakti-
ver Beschaftigungsbedingungen” (im
und auBerhalb des Senats) lieR durchaus
den Eindruck entstehen, als befiirchte
die Professorenschaft angesichts dieser
MaRBnahmen den Umsturz! Als so revo-
lutiondr erweisen sich die Beschlisse
des Prasidiums dann aber doch nicht.
Vielmehr enthalten sie einige Regelun-
gen, die als Mindeststandards durchaus
begriRenswert sind:

= Arbeitsvertrage sollen grundsatzlich
mindestens eine Laufzeit von einem
Jahr haben. Allerdings durfen ar-
beitsrechtliche Vorschriften oder der
Zweck des jeweiligen Vertrages dem
nicht entgegenstehen.

= Einstiegsarbeitsverhaltnisse soll-
ten fur die Dauer der Qualifikation
abgeschlossen werden. Bei Nicht-
Promovierten, deren Stellen aus Lan-
desmitteln bezahlt werden, sollen die
Einstiegsarbeitsvertrage eine Laufzeit
von drei Jahren haben.
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= Bei drittmittelfinanzierten Beschaf-
tigungsverhaltnissen soll sich die
Vertragslaufzeit am Bewilligungszeit-
raum orientieren.

= Vertragsverlangerungen aus Landes-
mitteln sollen bei Nicht-Promovierten
eine Laufzeit von mindestens einem
Jahr haben.

= Arbeitsvertrdge von promovierten
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen
sollen unabhdngig von der Art der Fi-
nanzierung eine Laufzeit von mindes-
tens 12 Monaten haben.

= Das Dezernat 2 kann in begriindeten
Fallen Ausnahmen zulassen.

Fraglos eine deutliche Verbesserung,
wenn dies von den Fakultaten auch ent-
sprechend umgesetzt wird. Aufgabe des
Prasidiums wird sein, darauf ein waches

Auge zu haben. Und voraussichtlich auch
eine Aufgabe des Personalrats, wenn die
geplante Novelle des Niedersachsischen
Personalvertretungsgesetzes die volle
Mitbestimmung fir die Personalmal3-
nahmen der wissenschaftlichen Mitar-
beiterInnen festlegt (siehe Artikel ,Noch
eine Novelle: NPersVG“ auf Seite 29).

Das Prasidium hat bezlglich der Ar-
beitsbedingungen schon den richtigen
Weg eingeschlagen. Wir wollen an die-
ser Stelle der Hoffnung Ausdruck geben,
dass das Prasidium die Beschaftigten an
der Entwicklung der Standards fir ,Gute
Arbeit” beteiligen wird. Und bezlglich
der ,Guten Arbeit” fir wissenschaftliche
Mitarbeiterlnnen sollten u. a. die Leitli-
nien der TU9 in diesem Prozess vollstan-

dig umgesetzt werden.
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90 % BEFRISTETE VERTRAGE UND LAUFZEITEN < 1 JAHR
WIE ,ATTRAKTIV SIND UNSERE BESCHAFTIGUNGSBEDINGUNGEN?

Im Jahr 2012 befragte die Initiative Mit-
telbau die wissenschaftlichen Mitarbei-
terlnnen® an der Leibniz Universitat zu
ihren Arbeitsbedingungen. Die Umfra-
ge war nicht reprasentativ, deckte sich
in ihren Ergebnissen aber tberwiegend
mit dahnlichen Befragungen und Studien
zu den Beschéftigungsverhaltnissen der
wissenschaftlichen Mitarbeiterlnnen an
deutschen Hochschulen. Und die Ergeb-
nisse waren alles andere als gut. Zwar
waren die Befragten in der Regel hoch
motiviert und mit den Inhalten ihrer
Arbeit zufrieden, aber die Rahmenbe-
dingungen waren vor allem hinsichtlich
Befristungen und Vertragslaufzeiten
inakzeptabel (PR-Info Ausgabe 10, Mai
2013: www.personalrat.uni-hannover.
de/216.html#c505).

Das Prasidium beschloss im Jahr 2013
Empfehlungen zur Verbesserung dieser
Rahmenbedingungen . Nach zwei Jahren
ist es Zeit zu Uberprifen, wie wirksam
diese Empfehlungen waren.

1 Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen meint
hier die wissenschaftlichen und kiinstleri-
schen Mitarbeiterinnen inkl. der Lehrkrafte
fir besondere Aufgaben und der wissen-
schaftlichen Hilfskrafte mit Masterabschluss
bzw. Diplom, Magister oder Staatsexamen.

Befristungsanteil

Wie die folgende Tabelle zeigt, ist der
Anteil der befristet Beschaftigten bei
den wissenschaftlichen Mitarbeiterin-
nen in den letzten Jahren kontinuierlich

gestiegen.

Stichtag Prozent
01.07.2010 88,2
01.07.2011 88,3
01.07.2012 88,7
01.07.2013 89,9
01.07.2014 90,5
01.07.2015 90,4

Vertragslaufzeiten

Im Zeitraum Juli 2014 bis Juni 2015 be-
standen insgesamt 3808 Vertrage mit
wissenschaftlichen  Mitarbeiterinnen?.
Uber 85 % hatten eine Laufzeit von ei-
nem Jahr oder kiirzer, 36,7 % sogar eine
Laufzeit von drei Monaten oder weni-
ger. Vergegenwartigt man sich, dass in
diesem Zeitraum 1397mal Kolleginnen

direkt nach Vertragsunterzeichnung zur

2 Im Gegensatz zu den Zahlen der Mittelbau-
befragung beziehen sich diese Zahlen auf die
Anzahl der Vertrage und nicht auf die Anzahl
der betroffenen Kolleginnen. Daher kdnnen
die Zahlen der Befragung und die statisti-
schen Angaben nicht direkt miteinander
verglichen werden.
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Laufzeit der Vertrage mit wissenschaftlichen Beschaftigten
an der Leibniz Universitat in Prozent (Zeitraum 1.7.14 bis 1.7.15)

40

36,7

35 A

30 -~

25 25,3 23,7
20 -~

15 -

10 A

5 -

0 A T T

10,3
l 3,3
[ ——

bis 3 Mon. >3-6 Mon. >6-12 Mon. >12-24 Mon >24-36 Mon. > 36 Mon.

Agentur flr Arbeit gehen mussten, um
sich arbeitssuchend zu melden, ist dies
schlicht skandal6s. Hier war es dringend
notwendig, seitens des Prasidiums ge-
gen diese Praxis der Kurzvertrage mit
den 2015 beschlossenen MaBnahmen
zu den Beschaftigungsbedingungen an-
zusteuern.

Uns liegen keine Zahlen zu den Vertrags-
laufzeiten bei Erstvertrdgen vor. Da aber
im selben Zeitraum insgesamt 775 wis-
senschaftliche Mitarbeiterlnnen mit be-
fristeten Vertragen eingestellt wurden,
mussen diese Erstvertrage zu einem
liberwiegenden Teil mit einer Laufzeit
von einem Jahr oder kiirzer abgeschlos-
sen worden sein.

Stellenumfang

Beidenim Erhebungszeitraum bestehen-
den Vertragen mit wissenschaftlichen
Mitarbeiterlnnen® hatten tber 17,3 %
einen Stellenumfang von unter 50 %,
13,3 % sogar einen Stellenanteil von
weniger als 35 %. Wenngleich sich die-
ser geringe Stellenumfang bei allen Fa-
kultaten findet, sind die Philosophische
Fakultdt und die Fakultat fur Architektur
und Landschaft hier traurige Spitzenrei-
ter. Bei der Naturwissenschaftlichen Fa-
kultat dagegen lberwiegen die Vertrage
mit einem Stellenumfang von 50 % bis
75 %. Universitatsweit sieht es dennoch
so schlecht nicht aus (58 % = % Stelle), an

3 Auch diese statistischen Angaben bezie-
hen sich wieder auf die Anzahl der Vertrage
und nicht auf die Anzahl der betroffenen
Kolleglnnen.
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der einen oder anderen Fakultat ist aber
sicher noch Verbesserungsbedarf!

Fazit

Die Zahlen zeigen deutlich, dass die
Empfehlungen des Prasidiums von 2013
bisher wohl nicht zur Verbesserung der
Arbeitsbedingungen des wissenschaft-
lichen Mittelbaus beigetragen haben.
Dahingestellt ist, ob sie Schlimmeres
verhindert haben.

Der Anteil der befristeten Beschéfti-
gungsverhaltnisse bei den wissenschaft-
lichen Mitarbeiterlnnen bleibt mit gut
90 % eindeutig zu hoch. Dies lasst sich
nicht pauschal mit Verweisen auf die
Qualifikationsphase und Drittmittelpro-
jekte wegargumentieren.

Niemand verlangt ernsthaft unbefristete
Promotionsstellen, aber flir Post-Docs
muss es an einer Hochschule neben der
Professur auch andere Moglichkeiten
der unbefristeten Beschéftigung geben,
um das wertvolle Wissen zu erhalten
und weiterzugeben.

Die hohe Zahl von Kurzzeitvertragen mit
einer Laufzeit von weniger als einem Jahr
ist schlicht inakzeptabel. Hier besteht
Hoffnung, dass die neuen MaBnahmen
des Prasidiums wirklich eine Verbesse-
rung herbeifiihren kénnen. Keine Aus-
sagen liefern die statistischen Angaben
zu Uberstunden, Zukunftserwartungen,
Vereinbarkeit von Familie und Beruf und

tatsachlichen Zeitanteil fiir die eigene
Qualifikation.

Insgesamt bleiben die Arbeitsbedingun-
gen des wissenschaftlichen Mittelbaus
prekdr und lassen die vielbeschworene
Attraktivitat vermissen. Initiativen von
betroffenen Wissenschaftlerinnen und
Gewerkschaften haben Uber die Jah-
re einen Offentlichen Druck aufbauen
kénnen, der nun dazu fihrt, dass das
Wissenschaftszeitvertragsgesetz (Wiss-
ZeitVG) novelliert wird. Im Rahmen der
Diskussion um diese Novellierung sind
die Hochschulen und Hochschulorgani-
sationen in Sorge, dass ihnen die von der
Politik eingerdumten Freirdume wieder
weggenommen werden. So galoppie-
ren sie - nun endlich - mit Leitlinien und
Selbstverpflichtungen zu guten Arbeits-
bedingungen voran, in der Hoffnung,
dass der Gesetzgeber keinen Regelungs-
bedarf mehr sehen moge.

Im Hochschulgeschaft werden die Wis-
senschaftlerinnen aber vermutlich wei-
terhin  Humankapital und Mandvrier-

masse sein, wenn es finanziell eng wird.

Damit sich die Situation fir die wis-
senschaftlichen Mitarbeiterlnnen tat-
sachlich verbessert, darf die Diskussion
lber die Arbeitsbedingungen im wis-
senschaftlichen Bereich nach der Novel-
le des WissZeitVG nicht abreiBen! Die
Entwicklungen im Auge zu behalten und
gute Arbeitsbedingungen einzufordern
wird eine Kernaufgabe fiir die nachsten
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Jahre sein, damit es nicht bei schonen
Worten bleibt. Und hier sind neben den
Gewerkschaften vor allem die wissen-
selbst
gefragt. Die Kolleglinnen, die bisher die

schaftlichen Mitarbeiterinnen
Diskussion innerhalb und auRerhalb der
Universitat vorangetrieben haben, wer-
den dies auch weiterhin tun. Vor allem
aber mussen noch deutlich mehr Kolle-
glnnen sich an der Diskussion beteiligen.

Kurz gesagt: Organisiert Euch!

NOCH EINE NOVELLE: NPERSVG
HIER: MITBESTIMMUNG BEI WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERINNEN

Bereits im Koalitionsvertrag hatte un-
sere Landesregierung angekiindigt, das
Niedersachsische Personalvertretungs-
gesetz (NPersVG) novellieren zu wollen.
Dabei sollten - so die Anklindigung - die
Rechte der Personalvertretung gestéarkt
werden und damit auch die Rechte der
Beschéftigten. Der Referentenentwurf,
der diesen Sommer vorgelegt wurde,
fallt gemessen an diesem Versprechen
sehr enttduschend aus:

»Die Neuregelung einzelner Mitbestim-
mungsrechte bleibt unzureichend, die Ar-
beitsméglichkeiten der Personalrdte, die
u.a. auch von Freistellungen abhdngig
sind, werden trotz stetig steigender An-
forderungen nicht verbessert. Fiir zentra-
le Tatbestdnde, die kollektive Interessen
betreffen (z.B. Privatisierung, wesent-

liche Dienststellenverdnderungen) ver-
bleibt es bei blofsen Anhérungsrechten.

Die im rot-griinen Koalitionsvertrag an-
gekiindigte ,zukunftsfdhige Modernisie-
rung, um die Mitbestimmungsmadglich-
keiten der Beschdiftigten im &ffentlichen
Dienst zu stédrken und um eine vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit mit den Mit-
arbeiterinnen in Behérden und Verwal-
tungen wieder herzustellen’ (S. 18) wird
durch den vorgelegten Entwurf des
Niederscichsischen Personalvertretungs-
gesetzes (NPersVG) nicht eingeldst. Der
Entwurf enthdlt vereinzelte Verbesserun-
gen der gesetzlichen Mitbestimmung,
erreicht jedoch nicht das seitens der Ge-
werkschaften geforderte Ziel, an wesent-
lichen Punkten eine Verbesserung der
Mitbestimmung und der Arbeitsmdéglich-
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keiten der Personalrdite herbeizufiihren.
Den Anspruch einer wirklichen Reform
erfiillt der Entwurf daher nicht.” (Stel-
lungnahme des DGB und der Mitglieds-
gewerkschaften zum Entwurf eines Ge-
setzes zur Anderung des NPersVG)

Auch wenn der Gesetzesentwurf in vie-
len Punkten enttduscht, in einem fir die
Hochschulpersonalrate zentralen Punkt
soll es endlich einen Fortschritt geben,
bei der Mitbestimmung fir die Perso-
nalmaBnahmen der wissenschaftlichen
Mitarbeiterlnnen. Dies war eine der
Kernforderungen, die 2013 anlasslich
einer von ver.di durchgefiihrten Tagung
der Hochschulpersonalrate aufgestellt
wurde. (Auf die weiteren Anderungen
des Gesetzes, werden wir hier nicht na-
her eingehen.)

Von Arbeitgeberseite, also z.B. von der
Landeshochschulkonferenz, finden sich
keine offiziellen Stellungnahmen zur ge-
planten Novelle. Im Hintergrund sind die
Hochschulleitungen und ihre Interessen-
verbdnde durchaus aktiv geworden. Und
flr sie ist die Mitbestimmung beim wis-
senschaftlichen Personal anscheinend
Teufelszeug. Ein erhohter Verwaltungs-
aufwand und Verzogerungen bei Ein-
stellungen und Vertragsverlangerungen
sind dabei die Hauptargumente.

Bei PersonalmaBnahmen der nicht-
wissenschaftlichen Mitarbeiterlnnen
werden Verzogerungen bei Einstellun-

gen und Vertragsverlangerungen schon

jetzt gerne ins Feld gefiihrt, wenn es um
Mitbestimmung geht. Das mutet schon
ein wenig skurril an, ist doch der Per-
sonalrat der einzige Beteiligte, der an
feste Fristen gebunden ist. Wenn bei
ihm MaRnahmen eingehen, muss er in-
nerhalb von zwei Wochen eine Entschei-
dung gefasst und ggf. auch begriindet
haben. Die Hochschulleitung kann diese
Frist bei Dringlichkeit sogar noch verkur-
zen. Verzogerungen entstehen unseres
Erachtens groftenteils durch die Vorge-
setzten, die sich nicht rechtzeitig genug
um Vertragsverlangerungen oder Ein-
stellungen kiimmern.

Quelle: die-steuerberater.at

Ein immens erhdhter Aufwand wird un-
bestreitbar sowohl auf die Personalab-
teilung als auch auf den Personalrat zu-
kommen. Dies wird deutlich, wenn man
die Anzahl der PersonalmaRBnahmen an
der Leibniz Universitat im Zeitraum vom
Juli 2014 bis einschlieflich Juni 2015 be-
trachtet.
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In diesem Zeitraum waren

= 796 nichtwissenschaftlich (mit Mitbe-
stimmung) und

= 3165 wissenschaftlich (zukinftig zu-
satzlich in der Mitbestimmung).

Bei den Personalmanahmen der wis-
senschaftlichen Beschaftigten waren
Uber 95 % der Vertrage befristet mit
tiberwiegenden Laufzeiten von maximal
einem Jahr. Diese hohe Anzahl an Befris-
tungen und die zum Teil extrem kurzen
Vertragslaufzeiten haben einen immen-
sen Verwaltungsaufwand geschaffen.

Hier hatte die Hochschule einige Mog-
lichkeiten, den Aufwand zu reduzieren:
Die Schaffung von mehr unbefristeten
Stellen fir Wissenschaftlerinnen sowie
die deutliche Einddmmung kurzer und
ultrakurzer Vertragslaufzeiten wiirde
nicht nur den Verwaltungsaufwand er-
heblich minimieren, sondern auch der
zunehmenden Prekarisierung des wis-
senschaftlichen Mittelbaus entgegen-
wirken.

Bezliglich der Vertragslaufzeiten hat die
Hochschulleitung gegen den Widerstand
vieler Professorinnen bereits ,Malnah-
men zur Schaffung attraktiver Beschafti-
gungsbedingungen fiir das wissenschaft-

|u

liche Personal”“ beschlossen. Die nun mit
der NPersVG-Novelle geplante Veranke-
rung der Mitbestimmung bei den Perso-

nalmalRnahmen der wissenschaftlichen

Mitarbeiterlnnen wird den Personalrat
in die Lage versetzen, zu Uberpriifen, ob
dieser Prasidiumsvorgabe in der Praxis
gefolgt wird und ob und wie sie erganzt
werden muss, um die Arbeitsbedingun-
gen fur die Wissenschaftlerinnen tat-
sachlich zu verbessern.

Die Situation der Wissenschaftlerinnen
ist schlicht prekar. Viele von ihnen pro-
movieren oder habilitieren, entweder
auf Qualifikationsstellen oder vollstdn-
dig neben ihrer Arbeit. Zu dem perma-
nenten Druck, dass der Vertrag nicht
verlangert werden konnte, kommt in
diesen Fallen noch die Abhangigkeit
von der Betreuerin oder dem Betreuer,
die nicht selten auch die Vorgesetzten
sind, hinzu. Dies wird in den Beratungs-
fallen im Personalrat immer wieder von
den Wissenschaftlerinnen thematisiert.
Ausgerechnet bei diesen Kolleglnnen als
Personalrat von der Mitbestimmung bei
personellen MaRnahmen ausgeklam-
mert zu sein, kann und darf nicht sein.
Der Verweis auf den Verwaltungsauf-
wand kann hier nicht Gberzeugen. Auch
die haufig angefiihrte angebliche Ein-
schrankung der Freiheit von Forschung
und Lehre ist augenscheinlicher Unsinn.
Wenn die Mitbestimmung diese Freiheit
einschranken wiirde, gdbe es sie nicht in
anderen Bundeslandern. Dort kommen
die Hochschulen mit dem hierzulande
beflrchteten Aufwand durch die Mitbe-
stimmung seit Jahren durchaus zurecht.
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Wir Personalrdte begriiRen daher aus-
dricklich, dass unsere Landesregierung
die Einschrdankung der Mitbestimmung
bei wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen
endlich streichen will. Auch wenn wir
wissen, wie viel mehr Arbeit mit dieser
Gesetzesdnderung auf uns zukommt. Ob
diese Streichung wirklich kommt oder
ob die Hochschullobby sich doch noch
gegen die Interessen der wissenschaft-
lichen Mitarbeiterinnen durchsetzen
kann, wird sich im Dezember zeigen.
Dann soll die NPersVG-Novelle im Land-
tag beschlossen werden.

Das NPersVG nimmt derzeit die per-
sonellen MalRnahmen der Uberwie-
gend kunstlerisch oder wissenschaft-
lich tatigen Mitarbeiterlnnen aus der
Mitbestimmung heraus. So darf der
Personalrat z.B. bei Einstellungen, Ver-
tragsverlangerungen und ordentlichen
(also fristgerechten) Kiindigungen von
Wissenschaftlerinnen  derzeit  nicht
mitbestimmen. Bei aulerordentlichen
Kundigungen und Kindigungen in der
Probezeit dagegen muss der Personalrat
zumindest angehort werden.

Fiir soziale und organisatorische MaR-
nahmen gilt diese Einschrankung nicht.
So ist der Personalrat z.B. zu beteiligen
bei MaBnahmen des Arbeits- und Ge-
sundheitsschutzes und bei der Gestal-
tung von Arbeitspldtzen, unabhéngig da-
von, ob von diesen MaRnahmen (auch)
Wissenschaftlerinnen betroffen sind.

Die Einschrankung der Mitbestimmung
bei personellen MaBnahmen ist dabei
durchaus nicht in allen Bundeslandern
gegeben. Viele kennen diese Einschran-
kungen in ihrem Personalvertretungs-
gesetz nicht. In Bremen z.B. hat der Per-
sonalrat Mitbestimmungsrechte fir alle
Beschaftigten der Hochschule und darf
sogar bei der Berufung von Professorin-
nen mitreden. Niedersachsen dagegen
ist in Bezug auf die Mitbestimmung bei
wissenschaftlichen Mitarbeiterlnnen
derzeit eines der Schlusslichter.

Diskutiert wird zur Zeit noch, ob im no-
vellierten NPersVG eine eigene Grup-
pe fir Wissenschaftlerinnen verankert
wird. Unabhédngig davon sind die Per-
sonalrate immer schon Interessenver-
treter fur alle Beschaftigten der Hoch-
schule und Wissenschaftlerinnen waren
auch immer schon wahlbar fiir den Per-
sonalrat. Die Bereitschaft zur Kandidatur
war bisher jedoch sehr gering. Mag sein,
dass dies an den kurzen Vertragslaufzei-
ten liegt oder daran, dass in der Quali-
fikationsphase zu wenig Zeit fur ehren-
amtliches Engagement bleibt.

Wir hoffen sehr, dass die nun verankerte
Mitbestimmung bei personellen MaR-
nahmen im wissenschaftlichen Bereich
die Bereitschaft zur aktiven Mitarbeit
im Personalrat befordert. Interessierte
kénnen sich gern bei uns melden!
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ALLES, WAS RECHT IST

Geltungsbereich des WissZeitVG

Flr die Frage, ob die Befristung eines Ar-
beitsvertrages nach dem Wissenschafts-
zeitvertragsgesetz (WissZeitVG) recht-
maRig ist, kommt es insbesondere auch
darauf an, ob das WissZeitVG tberhaupt
in personeller Hinsicht auf das jeweilige
Anstellungsverhadltnis Anwendung fin-
det.

Dem Rechtsstreit zu Grunde lag eine
Entfristungsklage einer Lehrkraft fiar
besondere Aufgaben fir Japanisch, die
wahrend zwei Dritteln ihrer Arbeitszeit
Lehrveranstaltungen in moderner japa-
nischer Sprache abzuhalten hatte.

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat
hierzu wichtige Grundsatze aufgestellt:

Zum Einen urteilte das BAG aus, dass
das WissZeitVG seinen Begriff des ,wis-
senschaftlichen und kiinstlerischen Per-
sonals” im Sinne von § 1 WissZeitVG
eigenstandig und abschlieBend be-
stimmt. Begriffsbezeichnungen oder
Zuordnungsdefinitionen nach den lan-
deshochschulrechtlichen  Regelungen

erachtete das BAG als irrelevant.

Zum Zweiten gehoren nach Ansicht des

Bundesarbeitsgerichts zum ,wissen-

schaftlichen Personal” im Sinne des § 1
Abs. 1 Satz 1 WissZeitVG (nur) diejenigen

Arbeitnehmer, die wissenschaftliche

Dienstleistungen zu erbringen haben.

Entscheidend sei hierbei nicht die for-
melle Bezeichnung des Arbeitnehmers,
sondern der wissenschaftliche Zuschnitt
der ausgelibten Tatigkeit. Bei Mischta-
tigkeiten sei erforderlich, dass die wis-
senschaftlichen Tatigkeiten Gberwiegen
oder das Arbeitsverhdltnis zumindest
pragen.

»,Wissenschaftliche Tatigkeit” definierte
das BAG wiederum als ,,alles, was nach
Inhalt und Form als ernsthafter plan-
maBiger Versuch zur Ermittlung der
Wahrheit anzusehen ist“, sie sei ,nach
Aufgabenstellung und anzuwendender
Arbeitsmethode darauf angelegt, neue
Erkenntnisse zu gewinnen und zu ver-
arbeiten, um den Erkenntnisstand der
jeweiligen wissenschaftlichen Disziplin
zu sichern oder zu erweitern”. Zur wis-
senschaftlichen Dienstleistung konne
dabei auch ,die Vermittlung von Fach-
wissen und praktischen Fertigkeiten an
Studierende und deren Unterweisung in
der Anwendung wissenschaftlicher Me-
thoden gehoren”. Wissenschaftliche Be-
tatigung sei ,eine Lehrtatigkeit aber nur
dann, wenn dem Lehrenden die Mog-
lichkeit zur eigenstdndigen Forschung
und Reflexion” verbliebe; die wissen-
schaftliche Lehrtatigkeit sei insofern
von einer unterrichtenden Lehrtatigkeit
ohne Wissenschaftsbezug abzugrenzen.
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Lehrveranstaltungen, wie sie die Klage-
rin als Lehrkraft fir besondere Aufga-
ben flr Japanisch abzuhalten hatte, sind
nach Auffassung des Bundesarbeitsge-
richts aber ,repetierende Wissensver-
mittlung und keine wissenschaftliche
Dienstleistung®”.

Das Bundesarbeitsgericht gab der Klage-
rin daher Recht und sah die Befristung
des Arbeitsverhaltnisses als unwirksam
an.

Ein Orientierungssatz des Urteils des
Bundesarbeitsgerichts lautet entspre-
chend:

,Fremdsprachenlektoren, die Uberwie-
gend mit der blofRen Vermittlung von
Sprachkenntnissen betraut sind, unter-
fallen dem Begriff des wissenschaftli-
chen Personals nach § 1 Abs 1 S 1 Wiss-
ZeitVG in der Regel nicht.”

Bundesarbeitsgericht
Az: 7 AZR 827/09

Verlangerung der Qualifikations-
befristung ohne Antrag

§ 2 Abs. 1 S. 3 WissZeitVG verlangt kei-
nen Nachweis des mit der , Betreuung”
eines Kindes verbundenen Zeitauf-
wands. Auch Elternzeit oder Teilzeitar-
beit missen nicht vorliegen. Es genlgt,
dass das Kind im gemeinsamen Haushalt
mit der betreuenden Person lebt und
dem befristet beschaftigten Elternteil
das Sorgerecht zusteht, so entschied das
Landesarbeitsgericht Koln.

Fiir eine Uberschreitung der zuldssigen
Dauer fur Qualifikationsbefristungen be-
darf es nach eindeutigem gesetzlichem
Wortlaut keiner Vereinbarung zwischen
Arbeitnehmer und Arbeitgeber (im Ge-
gensatz zum notwendigen Einverstand-
nis nach § 2 Abs. 5 WissZeitVG).

Die Kldgerin war mehr als 13 Jahre an ei-
ner Forschungseinrichtung beschaftigt.
Sie hatte gehofft, durch die Uberschrei-
tung des zuldssigen Befristungsrahmens
von 12 Jahren eine Entfristung einklagen
zu konnen, da sie keine Vereinbarung
zur Verldngerung wegen der Betreuung
ihres Kindes getroffen und auch keine
Elternzeit in Anspruch genommen hatte.
Das Gericht entschied gegen die Klage-
rin.

Landesarbeitsgericht KéIn
Az: 4 Sa 1320/11
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PERSONALRATSMITGLIEDER GPR UND PR-LUH

Bettina Aichinger GPR / PR-LUH =a 19903
Katja Bohne Vorsitzende GPR / PR-LUH a 2446
Stefan Bork GPR / PR-LUH a 19907
Marc André Brinkforth GPR / PR-LUH = 19906
Christina Eidam PR-LUH a 2539
Iris-Dixi Eyrich GPR = 5591
Nikolaos Gilantzis PR-LUH a 2648
Oliver Gorden GPR a 19902
Elli Grube PR-LUH a 19904
Heike Gutsche GPR a 3458
Vinzent Hafner GPR / PR-LUH = 17550
Ulrike Hepperle GPR a 2795
Elke Hildebrandt GPR / PR-LUH = 17602
Michael Holert GPR a 19451
André Hruschka PR-LUH a 19905
Karl-Heinz Iwannek PR-LUH @ 3081
Arne Wolf Koesling PR-LUH a2 17435
Sonja Kuhlendahl GPR a 17810
Volker Lange GPR a2 3909
Joachim Lilienthal GPR / PR-LUH = 3981
Hans-Ulrich Metzger GPR / PR-LUH = 2171
Hans-Georg Nanko GPR a 3415
Britta Perkams GPR a 5740
J6rg Schollbach Vorsitzender PR-LUH / GPR a 19901
Uwe Spillebeen PR-LUH a 5226
Andrea Tech PR-LUH a 8196
Oliver Wempe GPR = 3909
Petra Wichert PR-LUH a 3372

PR-Info der Leibniz Universitat Hannover | Sonderausgabe Wissenschaft - Nov 2015 35




Impressum Personalratsbiiro:

V.i.S.d.P.: H. Buchholz, D. Feig

K. Bohne, J. Schollbach Tel. 3074, Fax 3075

Redaktion: E-Mail buero@personalrat.uni-hannover.de
Personalrate GPR / PR-LUH www.personalrat.uni-hannover.de

Welfengarten 3, Gebaude 1111

Die farbige Ausgabe finden Sie auf unseren Internetseiten unter
www.personalrat.uni-hannover.de/pr-info

36 PR-Info der Leibniz Universitat Hannover | Sonderausgabe Wissenschaft - Nov 2015



	Themen dieser Ausgabe
	Hopp, hopp, hopp, WiMi lauf Galopp
	Dringend Reparaturbedürftig WissZeitVG
	Ein kleines Novellchen - NHG
	Novellierung des WissZeitVG
	Attraktive Beschäftigungsbedingungen
	90% Befristete Verträge und Laufzeiten < 1 Jahr
	Noch eine Novelle: NPersVG
	Alles, was Recht ist



